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den Regeln des Völkerrechts für alle Staatsorgane und die 
Bürger verbindlich.

In Verfolgung dieses Verfassungsauftrags entwickelt die., 
Staatsführung der DDR ein allgemein anerkanntes Engage­
ment für die Erhaltung und Festigung des Friedens und der 
internationalen Sicherheit, u. a. durch Verwirklichung, Wei­
terentwicklung und Festigung des Völkerrechts auf allen 
Ebenen ihres Wirkens: bilateral, regional und universell, als 
aktives UN-Mitglied.

Hinsichtlich der Einhaltung friedenssichernden Völker­
rechts soll stellvertretend für vieles vor allem an das Be­
kenntnis und die Tat zur Verwirklichung des Potsdamer 
Abkommens und anderer alliierter Dokumente erinnert sein, 
alles zu tun, um nie wieder Krieg von deutschem Boden zu­
zulassen. Dazu gehört auch die Anerkennung von Zustän­
digkeiten der Vier Mächte, deren Rechte und Verantwort­
lichkeiten für grundlegende Sicherheitsfragen fortbestehen, 
was bei allen entscheidenden Anlässen immer wieder bekräf­
tigt wird.

Hinsichtlich der Friedenssicherung durch Weiterentwick­
lung des Völkerrechts sind insbesondere die Initiativen der 
DDR im regionalen Bereich Europa zu nennen, die auf ver­
traglich geregelte, tatsächliche Abrüstung und Entspannung 
abzielen. Herausragend sind hier die Vorschläge für eine 
kernwaffenfreie bzw. chemiewaffenfreie Zone entlang der 
Trennlinie von NATO und Mitgliedstaaten des Warschauer 
Vertrages oder für die Bildung einer Zone des Vertrauens 
und der Zusammenarbeit.

In bezug auf die Festigung des Friedens durch die ver­

fahrensmäßige Sicherung des Rechts kann als markantes 
Beispiel auf die Mitwirkung der DDR an den Voraussetzun­
gen für das Zustandekommen und Inkrafttreten des INF- 
Vertrages verwiesen werden. Ohne die Bereitschaft, Inspek­
tionen aus anderen Ländern, darunter NATO-Staaten, im 
Souveränitätsbereich der DDR zuzulassen, die den Abbau 
der sowjetischen Raketen kontrollieren sollten, wäre dieses 
wichtige Abrüstungsabkommen auf bedeutend weniger Ver­
trauen und Realisierungsmöglichkeiten gestoßen.

In den internationalen Beziehungen ist für Diplomaten und 
Juristen eine Arbeit angesagt, die unter die Losung gestellt 
werden könnte: Mehr Sicherheit für alle Völker und Staa­
ten durch politische Verfahren, darunter durch Recht. Be­
sonders erfreulich und stimulierend ist es, daß auf diesem 
Gebiet — wie auch auf anderen Gebieten der internationalen 
Friedenssicherung — die sozialistischen Staaten die Initia­
tive ergriffen haben. Aufgabe der Juristen der DDR ist es, 
diesen Tatbestand durch wissenschaftliche Leistungen zu 
fördern sowie in der Rechtspropaganda zu vermitteln und 
bewußt zu machen.

(Dem vorstehenden Beitrag liegt ein Referat zugrunde, das die Ver­
fasserin auf einer gemeinsamen Tagung des Zentralvorstandes der 
Vereinigung der Juristen und der Sektion Staats- und Rechtswissen­
schaft beim Präsidium der URANIA am 2. Juni 1989 gehalten hat.)
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Die Entwicklung des Arbeitsrechts der DDR ist sowohl Resul­
tat als auch Hebel bewußter Gesellschaftsgestaltung, deren 
Ziel die Einschränkung und schließliche Überwindung von 
Verhältnissen kapitalistischer Ausbeutung sowie die Schaf­
fung und stete Entwicklung von Produktions- und Arbeits­
verhältnissen sozialistischen Charakters war und ist, mithin 
die Schaffung einer Gesellschaft, „worin die freie Entwicklung 
eines jeden die Bedingung für die freie Entwicklung aller 
ist “.t

Das Wesen des Arbeitsrechts der DDR ist jeweils durch 
die grundlegenden Aufgaben determiniert, die sich in einer 
konkreten historischen Etappe aus dem Stand sowie den Be­
dingungen und den Zielen des Aufbaus der sozialistischen 
Gesellschaft ergeben.1 2 Im einzelnen resultieren sie aus dem 
Stand der gesellschaftlichen Arbeitsverhältnisse der Arbeiter 
und Angestellten, den dabei wirkenden Interessen und den 
gesamtgesellschaftlichen Rahmenbedingungen, zu denen nicht 
zuletzt auch der Stand der materiell-technischen Basis zählt. 
Die Entwicklung des Arbeitsrechts ist nur unter diesen ge­
samten Bedingungen richtig zu erfassen, insbesondere unter 
dem Wechselverhältnis von Arbeitsverhältnissen und norma­
tivem Arbeitsrecht. Insoweit ist die Geschichte des Arbeits­
rechts der DDR ein anschaulicher Beweis dafür, „wie durch 
die Veränderung und Weiterentwicklung der tatsächlichen 
Beziehungen der Menschen in der Produktion“ — und damit 
natürlich auch allen anderen Bereichen der gesellschaftlichen 
Arbeit — „sich auch das Arbeitsrecht dementsprechend ver­
ändern und weiterentwickeln mußte. Die revolutionären Ver­
änderungen im Charakter der sozialistischen Arbeit beding­
ten kategorisch die Revolutionierung des Arbeitsrechts“.3 
Ebenso aber war die Tätigkeit des Arbeiter-und-Bauern- 
Staates und der Einsatz des von ihm geschaffenen Rechts un­
erläßlich, um die durchgängige Herrschaft der sozialistischen 
Produktions- und damit Arbeitsverhältnisse zu erreichen.

Typisch für die Geschichte des Arbeitsrechts der DDR ist, 
daß der sozialistische Staat in der jeweiligen Etappe der Ge­
sellschaftsentwicklung ein grundlegendes Gesetzeswerk schuf, 
zunächst als Rahmengesetz, dann — nach dem Sieg der sozia­
listischen Produktionsverhältnisse — als Arbeitsgesetzbuch. 
Am Zustandekommen der von der obersten Volksvertretung

beschlossenen Gesetzeswerke waren stets die Gewerkschaften 
und — durch diese organisiert — die Werktätigen in den Be­
trieben maßgeblich beteiligt. Die Gesetze waren die Basis für 
alle Nachfolgevorschriften bis hin zu den Rahmenkollektiv­
verträgen und betrieblichen Regelungen.

Lehren der Geschichte und Verwirklichung 
von Traditionen der deutschen Arbeiterbewegung

Bei der Herausbildung des Arbeitsrechts der DDR wurden die 
Lehren der deutschen Geschichte beherzigt und als eine wich­
tige Grundlage für die jeweilige strategische Zielstellung der 
Rechtsentwicklung genutzt.

Die bedeutsamste historische Lehre nach der Zerschlagung 
des Faschismus war, die Spaltung der Arbeiterklasse und die 
Zersplitterung der Gewerkschaftsbewegung zu überwinden. 
Mit der Gründung des einheitlichen Freien Deutschen Ge­
werkschaftsbundes konnte das Prinzip „Ein Betrieb — eine 
Gewerkschaft“ verwirklicht werden. Die antifaschistisch­
demokratische Umgestaltung der Gesellschaft, insbesondere 
der Wirtschaft, führte zur Schaffung volkseigener Betriebe; 
damit entstanden ausbeutungsfreie Produktions- und Arbeits­
verhältnisse.

Die einheitliche marxistisch-leninistische Partei der Ar­
beiterklasse hatte bereits 1946 grundlegende Dokumente zur 
Staatsfrage angenommen, die zugleich auch die Grundlinien

1 K. Marx F. Engels. „Manifest der Kommunistischen Partei", in: 
Marx/Engels, Werke, Bd. 4, Berlin 1959, S. 482.

2 Eine dem heutigen Stand der Geschichtswissenschaft wie der 
Staats- und Rechtswissenschaft entsprechende Gesamtdarstellung 
der Geschichte des Arbeitsrechts der DDR steht noch aus. Abge­
sehen von dem verdienstvollen, aber knappen Kapitel über die 
Herausbildung urjd Entwicklung des Arbeitsrechts von H. Breder- 
nitz P. Sander im Lehrbuch des Arbeitsrechts (3. Aufl.. Berlin 
1986) und einzelnen Zeitschriftenbeiträgen, ist seit mehr als drei­
ßig Jahren keine Monographie zu diesem Thema erschienen. Die 
letzten Arbeiten waren: F. Kunz W. Tippmann. Die Entwicklung 
des Arbeitsrechts in Deutschland. Berlin 1956. und R. Schneider. 
Geschichte des Arbeitsrechts der DDR. Berlin 1957.

3 H. Bredernitz/P. Sander in: Arbeitsrecht, Lehrbuch, a. a. O., 
S. 454.


